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Psychotherapeuten gesetz ist ü berfäl I ig

Ulrich Clement

Psychotherapeutisch arbeitende Psychologen haben bei
der gegenwärtigen Rechtslage die Wahl, entweder illegal
zu arbeiten oder ihre berufliche Selbstachtung aufzugeben.
So will es das Bundesverwaltungsgericht mit seinem Urteil
vom 10.2.1983 (1). Danach müssen psychotherapeutisch
tätige Psychologen eine Genehmigung nach dem Heil-
praktikergesetz einholen. Dieses Urteil brilliert durch die
Konsequenz, mit der eine berufsrechtliche Binnenlogik
so zu Ende gedacht wird, daß erstens den betroffenen
Berufsgruppen, nämlich Diplom-Psychologen und Heil-
praktikern, nur Nachteile entstehen und zweitons die
psychotherapeutische Arbeit selbst, der das Urteil gilt,
qualitativ leiden muß.

Wie ist die Rechtslage? Das Grundgesetz (Art. 74) unter-
scheidet im Prinzip, die Reichsversicherungsordnung
($ 122) im Detail zwischen ärztlichen und anderen Heil-
berufen. Als solche Berufe zählt die RVO auf ,,Bader, Heb-
ammen, Heildiener, Heilgehilfen, Krankenwärter, Masseure
u. dg." (RVO $ 122, l), qualifiziert ihre Tätigkeit aber als

,,Hilfsleistungen", die nur auf Anweisung von Arzten er-
bracht werden dürfen. Daneben sieht das Gesetz eine ei-
genständige heilkundliche Tätigkeit nur fiir die Heilpralcti-
ker vor, für die das Heilpraktikergesetz von 1939 gilt. Da-
rauf bezieht sich das BVG-Urteil, indem es argumentiert,
daß Psychotherapie eine heilkundliche Tätigkeit ist, die
- da sie, anders als die weisungsgebundenen Hilfeleistungen,
selbständig ausgeübt wird - für Nicht-Ante nur durch das
HPG rechtlich kontrollierbar ist. Das BVG hat damit den
rechtsunsicheren Raum nichtärztlicher Pqychotherapie teil-
legalisiert, indem psychotherapeutisch arbeitenden Berufs-
gruppen die Zulassung zur selbständigen Ausübung von
Psychotherapie erteilt wird. Insgesamt hat das Urteil psychia-
triepolitisch aber einen restaurativen Effelct.

Der Etikettenschwindel, der aus gelernten Diplom-Psycho-
logen ungelernte Heilpraktiker macht, verschleiert die Not-
wendigkeit eines seit langem überf?illigen Psychotherapeu-
tengesetzes, in dem das Berufsrecht der nichtiirztlichen
Therapeuten formal geregelt wird. So hat der Gesetzge-
ber weiter die Möglichkeit, die dringend regelungsbedürf-
tige Situation zu vertagen. Zumindest auf der berufsrecht-
lichen Ebene entfüllt damit die Notwendigkeit, irgend-
etwas in Bewegung zu bringen, das den rechtlichen Rah-
men der in den letztBn Jahren stark gewandelten Psychia-
trie angemessen gestaltet. Die rechtliche Neuregelung ist
vor allem für den ambulanten Bereich der Psychiatrie füllig,
insbesondere um die neu entwickelten und mittlerweile
bewährten Versorgungseinrichtungen (Sozialpsychiatrische
Dienste, Psychosoziale Kontaktstellen, Tagestätten usw.)
auch rechtlich zu organisieren. Auch wenn der Referenten-

Entwurf des Psychotherapeutengesetzes von 1978 (2) noch
deutlich die Etablierung der Pqychologen als Psycho-Arzte
intendiert und damit zu sehr standespolitisch und zu wenig
versorgungspolitisch angelegt ist, hätte ein neu gefaßtes
Psychotherapeutengesetz doch die Chance, den verurwalden-
den Psycho-Markt zu rekultivieren und vor allem für Patien-
ten durchsichtiger zu machen. Der Umweg über den Heil-
praktiker-Psychotherapeuten blendet nun die Qualifikations-
frage der Therapeuten zum Nachteil der Patienten offiziell
aus, filtert aber auf der untergesetzlichen Ebene der je-
weiligen Iandeserlasse zum Vollzug des HPG. So legt der
Minister ftir Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes
Nordrhein-Westfalen die Heilpraktiker-Regelung extensiv
aus und fordert, neben einigen formalen Nachweisen, eine
postgraduierte Weiterbildung über,,mindestens 700 Stun-
den berufsbegleitenden Unterricht, davon 150 Stunden
theoretisch-wissenschaftliche Weiterbildung, 150 Stunden
Eigenanalyse (Selbsterfatrrung), 200 Stunden psychothera-
peutische Praxis und 200 Stunden Supervision der thera-
peutischen Praxis" (3). Das sind ähnliche Kriterien, wie
sie der Psychotherapiegesetz-Entwurf vorsah. Auf diese
Weise installiert das Land Nordrhein-Westfalen ein Landes-
psychotherapeutengesetz auf der Basis der Heilpraktiker-
Regelung, fordert also ausgiebige Berufsqualifikation für
minimales Berufsrecht. So billig gab es Psychologen noch
nie.

Zv 7*it ist eine Revision oder ein ernster standes- oder
gezundheitspolitischer Widerstand gegen die Heilpraktiker-
Regelung nicht abzusehen. Der Berufwerband Deutscher
Psychologen empfiehlt seinen Mtgliedern die berufsrecht-
liche Unterwerfungsgeste, verbunden mit einer lorbehalts-
formulierung (4), eine Defensivstrategie, die in anderen

Berufszweigen schwer vorstellbar wäre. Man stelle sich
nur die Real:tion des Berußverbandes Deutscher Ingenieure
vor, wenn fit fifu Diplom-lngenieure die Zulassung zum
Scherenschleifer gefordert würde !

ZuiätzJtch erschwert ist die Situation durch die erstarrte
psychiatriepolitische Diskussion um die Finanzierung pqycho-
therapeutischer Arbeit zwischen dem Berufsverband auf
der einen Seite und dem Verbund von DGSP, DGVT und
GwG auf der anderen. Sie hat beim zuständigen Bundes-
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit und auch
bei den Kassen das Bild eines unklaren, unentschlossenen
Gegenübers entstehen lassen. Zu diesem Bild haben die
Psychologen ihr gutes Teil beigetragen, es kommt aber
dem zum psychiatriepolitischen Nicht-Handeln fest ent-
schlossenen BMJFG durchaus zupaß. Die im Ministerium
gern gehörten ärztlichen Standesvertreter haben kein Inter-
esse an der rechtlichen Stärkung eines konkunierenden
Berufsstandes, dies umso weniger, als sie sich von selbst
von dem bedroht sehen, was sie ,,Arzteschwemme" zu
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nennen für richtig halten, also dem verschärften Wettbe-
werb um die Patienten und um das Geld der Sozialver'
sicherungsträger.

Die berufsrechtliche Diskusion ist also eng mit dem Iri
stungsrecht verbunden, oder genauer: Das Berufsrecht
ist die juristische Eingangstür in die Finanzierung von
Psychotherapie durch die Sozialversicherungsträger, von
denen in diesem Zusammenhang die Krankenkasen am

bedeutsamsten sind. Ein - genau deshalb verschlepptes -

Psychotherapeutengesetz würde implizieren, daß Nicht-
ilzte mit den Kasen abrechnen können, die rechtskräftige
Heilpraktiker-Regelung schließt dies ebenso gewß aus.

Als erste hat jüngst die Kassendrztliche Vereinigung Berlin
die standespolitische Falle geschlossen, indem sie das schon
vordem bestehende Kooperationsverbot zwischen Kassen-
ärzten und Heilpraktikern ausdrücklich auch auf die als

Heilpraltiker zugelassenen Diplompsychologen anwendet.
Oamit ist die häufig praktizierte und für alle Beteiligten
sinnvolle Praxis, daß z.B. Allgemeinmediziner oder Gynä-
kologen solche Patienten, für die eine psychotherapeutische
Behandlung indiziert ist, zu niedergelasenen Psychologen
überweisen, illegalisiert. Es ist abzusehen, daß die anderen
Länder-KVen folgen werden.

Nicht an diesem Vorgang allein wird deutlich, daß in der
Psychotherapeuten-Diskussion die Prioritäten verdreht sind.
Die von der Sache her zentrale Frage, welche rechfliche
Regelung bedarfadäquat ist, also wie behandlungsbedürfti-
gen Patienten sinnvoll und zügig geholfen werden kann,
verschwindet völlig hinter der rein standesmachtpolitisch
und ökonomisch motivierten Auseinandersetzung der Berufs-
stände um das ärztliche Behandlungsmonopol. Das Bundes-
sozialgericht begrtindet in seinen bisherigen Psychotherapie-
entscheidungen, eine selbständige ambulante Heilbehandlung
durch nichtärztliche Psychotherapeuten aus den kistungen
der GKV völlig auszuschließen, damit, daß nur die ärztliche
Ausbildung und das kassenärztliche Kontrollsystem eine
qualifizierte medizinische Versorgung garantieren können
(5). In seiner Auseinandersetzung mit den rechtlichen
Grundlagen der nichtärztliche Psychotherapie unterschei-
det Bieback ( 1984) ein kassenärztliches B ehandlungsmono -

pol fiir ,,gerufui ärztliche und wisenschaftliche Kenntnisse
und Tätigkeiten" (6), fiir dessen Veränderung er auch nach
Art. 3 und 12 GG keine Rechtsgrundlage sieht, vom kassen-
ärztlichen Verotdnungsmonopol, das er fiir flexibel genug

hält, hier die Psychotherapie ins Leistungssystem einzu-
bringen, da sie nicht als genuin ärztliche Tatigkeit anzu-

sehen ist. Praktisch liefe das auf ein Delegationsverfahren
hinaus, in dem der Arzt eine behandlungsbedürftige ,,Krank-
heit" diagnostiziert und die Behandlung gegebenenfalls
an einen nichtärztlichen Psychotherapeuten delegiert, der
dann die ambulante Behandlung selbständig durchführt.
Rechtlich unHar blieben freilich auch hier die Grenzen
der Selbständigkeit, etwa wenn der delegierende Kassen-
arut eine andere psychotherapeutische Behandlung ftir
angezeigt hält als der behandelnde Therapeut. Das Dele-
gationsverfatrren wäre eine versicherungsrechtliche Rege-
lung analog zu der vertragsrechtlichen Lösung, die der 1980

abgeschlossene Arzt-Ersatzkassen-Vertrag vorsieht, wonach
Verhaltenstherapie als äztliche Leistung an Nichtärzte
delegiert werden kann und abrechenbar ist.

Ein Delegationsverfahren im Rahmen des ärztlichen Ver-
ordnungsmonopols ist aber standespolitisch wie allgemein
psychiatriepolitisch unbefriedigend. Die Begründung des
Verordnungsmonopols damit, daß nur Arzte eine Krank-
heit diagrostizieren können, ist angesichts des wissenschafts-
theoretisch längst obsolet gewordenen (somatisch analo-
gisierten) Krankheitsbegriffs in der Psychiatrie gar nicht
mehr zu halten. Sie verschleiert lediglich die standesmacht-
politische Konsequenz des Verordnungsmonopols, das
bei einem enger werdenden Psycho-Markt darauf hinaus-
laufen muß, daß Arzte nicht mehr delegieren. Die Dele-
gationen nach dem Arzt-Ersatzkassen-Vertrag funktio-
nieren fi.ir die Existenzsicherung der zugelassenen Verhaltens-
therapeuten im Moment noch, weil die delegierenden Ner-
venäzte selbst noch genügend Patienten haben. Die zu-
nehmende Zahl niedergelasener Nervenärzte und ärztlicher
Psychotherapeuten wird auf Dauer die Delegationsbereit-
schaft senken mit dem Ergebnis, daß eine ursprünglich
psychologische Behandlungsform wie die Verhaltensthera-
pie dann ausschließlich von Arzten praktiziert wird.

Hier ergibt sich die Frage, ob es überhaupt spezifisch psycho-
logische Behandlungsformen gibt, die von Arzten mangels
Kompetenz nicht durchgeführt werden können. Nur in
diesem Fall kann aus dem Verordnungsmonopol für eine
Delegationspflicht fi.ir Kassenäzte argumentiert werden.
Die kürzliche Entscheidung der Betriebs- und Ortskran-
kenkassen, dem Beispiel der Ersatzkassen nicht zu folgen,
also Verhaltenstherapie nicht als ärztliche Tätigkeit anzu-
erkennen und abrechenbar bzw. delegierbar zu machen,
läßt sich standespolitisch von beiden Seiten her lesen, als

Anerkennung der Verhaltenstherapie als psychologischer,
damit nichtärztlicher Behandlungsform, aber gleichzeitig
als Weigerung, sie - wenn auch über den Umweg der Dele-
gation - den Psychologen zu finanzieren. Auf lange Sicht
wird sich berufsrechtstrategisch für die Psychologen die Not-
wendigkeit ergeben, für Kostenträger plausibel zu machen,
daß bestimmte Behandlungen rein psychologisch sind,
also von Ärzten nicht durchgeführt werden können, gleich-
wohl aber in die Iristungspflicht der GKV gehören. Die
Verhaltenstherapie wäre hier ein Prototyp, die zustitzlich
gerade aus Kostengri.furden für die Argumentation gegen-

tibet den Kassen bedeutsam ist. Für die ohnehin strapa-
neften Kassen kann eine nichtäztliche Behandlung nur
dann akzeptabel sein, wenn sie eine ärztliche Behandlungs-
form ersetzt, wenn sie also mindestens kostenneutral, mög-
lichst sogar kostengünstiger ist (7).

Spätestens hier zeigt es sich, daß der rein standespolitische
Weg für die Psychologen ins Leere laufen muß: Eine psycho-
therapeutische Behandlung durch einen Arzt und die durch
einen Psychologen unterscheiden sich im Prinzip nicht.
Ein spezifisch ärzfliches und ein spezifisch psychologisches
Vorgehen, wenn erst einmal Psychotherapie gemacht wird,
gibt es nicht. Es gibt keine psychotherapeutische Behand-
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lungsform oder Schule, die aus berufsrechtlichen Gründen
oder solchen inhaltlicher Kompetenz Arzte ausschließt.
Dagegen gibt es ein ganzes Spektrum psychiatrischer Be-
handlungsformen, das Psychologen ausschließt. Genau
diese Situation macht das Delegationsverfahren zu einem
Akt gewährender Herablassung nach Bedarf - der Psycho-
loge kriegt Patienten ab, wenn der Arzt genug davon hat -,
der jederzeit revidierbar ist und revidiert werden wird,
sobald der Psychotherapiemarkt enger wird.

Standespolitisch kann für die Psychologen die Folgerung
nur sein, auf eine Wiederaufnahme des Psychotherapeu-
tengesetzes zu drängen, das ihnen nicht nur Qualifikations-
pflichten, sondern auch Berufsrechte bringt, die auch Fi-
nanzierungsregelungen beinhalten. Dabei sind Schildbürger-
Urteile wie das des BVerwG schon aus Gründen der beruf-
lichen Selbstachtung auch nicht als Zwischenlözungen
diskutabel.

Psychiatriepolitisch freilich darf man nicht vergessen, daß
die Psychologenrechtsfrage ein sekundäres Problem ist.
Im stationären Bereich ist sie praktisch bedeutungslos,
im ambulanten Bereich würde die Kassenzulassung für
klinische Psychologen, der ein entsprechendes BerufJrecht
vorangehen müßte, die Versorgung nur partiell verbessern.
Psychotherapie ist nur eine Intementionsform ambulanter
psychiatrischer Arbeit. Noch immer kommt Psychotherapie
vorwiegend relativ stabilen, überdurchschnittlich gebildeten
Patienten zugute. Das gilt in besonderem Maße für die
psychoanalytische Behandlung, die - neben der quanti-
tativ kaum relevanten Verhaltenstherapie über den Ersatz-
kassen-Vertrag - noch mehr als andere Psychotherapiefor-
men dazu neigt, sozial priveligierte und prognostisch be-
sonders günstige Patienten zu bevorangen. Wenn die fiilli-
gen Veränderungen im lristungsrecht zu psychotherapie-
lastig werden, benachteilrgt das schwergestörte Patienten
mit ungünstiger Prognose, für die in der Regel eine Art
der Betreuung erforderlich ist, die ambulant am besten
von multiprofesionellen Teams in Sozialrechtlichen Dien-
sten oder Psychosozialen Kontaktstellen geleistet werden
könnte, deren hilfreiche Arbeitsweise seit 1976 im Auf-
trag des BMJFG mit positivem Ergebnis validiert worden
sind (8).

Bei der finanzierungsrechtlichen Neuregelung im ambu-
lanten Bereich sollten sich die Krankenkassen sinnvoller-
weise nicht über Einzelabrechnungen betieligen, sondern
über eine anteilige Pauschale bei bewährten Diensten. Die
Einzelleistungsabrechnung führt, gewollt oder nicht, zu

einer betriebswirtschaftlichen Denkweise in der psycho-
sozialen Arbeit. Eine Kostenpauschale hat demgegenüber
gerade für die Kostenträger den Vorteil besserer Kalkulier-
barkeit. Wie eine Berechnung einer solchen Pauschale aus-
sehen kann, haben von Hagen u.a. (1984) gezeigt (9).

Die psychiatriepolitische Diskussion um die Finanzierung
des ambulanten Bereichs leidet unter dem Patt zwischen
BDP, der die Kassenzulassung für klinische Psychologen
ohne eigentliches Interesse an einer Verbesserung der
psychiatrischen Versorgung betreibt, und der Fraktion
von DGVT, DGSP und GwG, die dem sozialpsychiatri-
schen Anspruch die berechtigten Erwartungen der Psycho-
logen an klare berufsrechtliche Verhältnisse opfern. Für
die relevanten Verhandlungspartner bleibt in dieser unent-
schiedenen Situation eigentlich nur die Konsequenz, keiner
der beiden Fraktionen zu folgen. Solange die beiden
Fral:tionen nicht einmal einen Minimalkonsens in punktu-
ellen Fragen zustande kriegen, können die klinischen
Psychologen weiterhin damit rechnen, daß an ihnen und
nicht mit ihnen gehandelt wird.

UichClemmt
Isestr. 29
2000 Hamburg
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Die berufliche Stellung der Psychologen in der Psychiatrie

Adelheid Kühne

Zur Aus. und Fortbildung der Psychologen in der Psychiatrie Tätigkeitsbereiche der Psychologen in der Psychiahie

K linisch-p sy cholog. Tritigkeit
Methodik:

klinische Psychodiagnostik
klinisch-psychologische Be-
handlungsmethoden

Anwendung:

klinische Psychologie
forensische Psychologie
Pharmakopsychologie

o rganß a to ri s c h -adrninis tra-
tive Tritigkeiten

Eignungsdiagrostik
Unte rrichtste chnologie

Arbeitspsychologie
Berufspsychologie
O rganisationsp sycholo gie

Die Ausbildung der Psychologen in der Bundesrepublik
Deutschland wird durch die Rahmenprüfungsordnung (RPO)
geregelt, die einen einheitlichen ersten Studienabschnitt
vorsieht; der zweite Studienabschnitt (nach der Vordiplom-
Prüfung) ist im ,,BausteinSystem" gegliedert. Die Tätigkeit
der Psychologen in der Psychiatrie teilt sich in klinisch-
psychologische und organisatorisch-administrative Tätigkei-
ten. Dementsprechend läßt sich im sog. Bausteinsystem
eine spezielle Fächerkombination zusammenstellen, die
folgendermaßen aussehen könnte :

Mit der Etablierung psychologisch fundierter Therapie-
methoden wie der Gesprächs- und Verhaltenstherapie wur-
den zunehmend Psychologen in Psychiatrischen Kliniken
und Iandeskrankenhäusern mit dem Ziel der Prävention,
Therapie und Rehabilitation eingestellt. Nach Schätzungen
von Wittchen, Fichter und Dvorak (1980, 4\,waren 35,9%
der Psychologen in der medizinischen Venorgung in psychia-
trischen und/oder neurologischen Kliniken tätig (N = 618).
Ein tradiertes Berufsbild des Psychologen in der Psychiatrie
fehlt bis heute. Den geringsten Anteil nehmen administrativ-
organisatorische Tätigkeiten ein; die psychodiagnostischen
Aufgaben nehmen immer mehr zugunsten psychothera-
peutischer Interventionen ab. Da im therapeutischen Bereich
verschiedene Berufsgruppen zusammentreffen, kommt es

immer wieder zu Rollenkonflikten zwischen Psychologen
und anderen therapeutisch Tätigen (5).

Eine ausführliche Darstellung der psychologischen Tätig-
keiten in der Psychiatrie findet sich bei l-orenzen (6). Hier
soll nur auf psychologische Diagnostik und psychothera-
peutische Interventionen eingegangen werden, da sie die mei-
sten Recht sprobleme aufiverfen.

Psychologische Diagnostik findet Anwendung in den Be-
reichen der Intelligenzdiagnostik, der Diagnose himorga-
nisch bedingter Leistungsminderungen, der Persönlichkeits-
diagnostik und bei der Effektivitätskontrolle psychothera-
peutischer Verfahren. Der Schwerpunkt der psychologischen
Diagnostik sollte nicht nur bei der Durchführung der Test-
verfahren liegen, sondern das ganze Spektrum von der
Auswahl der Verfahren bis zur Auswertung und der Mtig-
lichkeit der Einflußnahme auf die Formulierung der Thera-
pieziele und den Einsatz spezifischer therapeutischer Metho-
den umfassen.

Ergärzend hinzu kommt zur psychodiagnostischen Tätig-
keit in der Psychiatrie für den Psychologen die
Forensische Gutachtertritigkeit, die im Auftrag von Ge-
richten und Staatsanwaltschaften ausgeführt wird. Frage-
stellungen an den Psychologen können sein: Beurteilung
der Glaubwürdigkeit von Zeugen, Sorge- und Umgangs-
recht bei Kindern aus getrennt lebenden oder geschiede-
nen Ehen, Reifebeurteilung Heranwachsender ($ 3 JGG),
Begutachtung schädlicher Neigungen ($ 17 Abs. 2 JGG),
Beurteilung des Entwicklungsstandes ($ 43 Abs. I JGG),
Begutachtung Heranwachsender ($ 105 JGG), Begutach-
tung der Schuldf?ihigkeit und verminderten Schuldfähig-
keit ($$ 20, 2l SIGB), Begutachtung subjektiver Tatbe-
standselemente, Begutachtung der Zumutbarkeit norm-
gerechten Verhaltens (Putativnotstand nach $ 35 Abs. 2
SIGB), Begutachtung zur Unterbringung im psychiatrischen

Grundlagenvertiefung

Neuropsychologie
Gerontologie

Sozialpsychologie

Nebenfach:

Psychopathologie/Psychiatrie E rziehungswis sen schaften
Betriebswirtschaft (1 )

Einem solchen ,,Bausteinsystem" steht entgegen, daß nicht
an allen Universitäten alle Fächerkombinationen vertreten
sind. Der Schwerpunkt Klinische Psychologie ist an 25
Ausbildungseinrichtungen vertreten, die Arbeits-, Wirt-
schafts-, Betriebs- und Organisationspsychologie an 16,
Rehabilitationspsychologie an 2 und Forensische Psycho-
logie ebenfalls an 2 Einrichtungen (2). Während des Uni-
versitätsstudiums werden nur theoretische und methodi-
sche Grundlagen vermittelt, die durch Fort- und Weiter-
bildung fih die klinisch-psychologische Berufspraxis in
der Psychiatrie in psychodiagnostischen und psychothera-
peutischen Methoden ergänzt werden muß. Eine Weiter-
bildung in einer psychotherapeutischen Technik setzt eine
2 - 3jäfuige fallbezogene Tätigkeit unter Supervision vor-
aus (3).
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